
Richtlinie über ein Förderprogramm  

zum Ausgleich coronabedingter Einnahmeausfälle  

der privaten sächsischen Rundfunkveranstalter  

vom 14. September 2020 

 

§ 1 

Ziel der Förderung - Förderinteresse 

 

(1) Aufgrund der Covid-19-Pandemie und der in deren Folge durch die 

sächsische Staatsregierung zur Eindämmung der Pandemie getroffenen 

Einschränkungen des wirtschaftlichen und öffentlichen Lebens, haben die 

privaten sächsischen Rundfunkveranstalter erhebliche Einnahmeverluste 

durch Ausbleiben bzw. Stornierungen von Werbe- und 

Sponsoringbuchungen erlitten. 

 

(2) Ausweislich des Antrags der Sächsischen Staatskanzlei auf Einwilligung 

gemäß § 6 Absatz 2 des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens 

"Corona-Bewältigungsfonds Sachsen" (Sächsisches 

Coronabewältigungsfondsgesetz - SächsCorBG) vom 9. April 2020 

(SächsGVBl. S. 166) zur Absicherung der privaten Rundfunksender im 

Freistaat Sachsen in der Fassung des Beschlusses durch den Haushalts- und 

Finanzausschuss des Sächsischen Landtages vom 1. Juli 2020 ist das Ziel 

des Förderprogramms, "Qualität und Vielfalt des lokalen und regionalen 

Programmangebots auch und gerade in der aktuellen Krise zu erhalten. 

Denn Aufgabe des Rundfunks ist es, an der kollektiven und individuellen 

Meinungsbildung mitzuwirken. Diese Aufgabe trifft nicht nur den 

öffentlich-rechtlichen, sondern auch den privaten Rundfunk. Dies gilt im 

lokalen und regionalen Bereich umso mehr, als der staatsvertragliche 

Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks diesen Bereich nicht umfasst. 

Die lokalen und regionalen Veranstalter in Sachsen sind hingegen durch 

ihre Lizenzbedingungen verpflichtet, eine kontinuierliche Berichterstattung 

aus der Region zu gewährleisten und damit einen wichtigen Beitrag zur 

Meinungsvielfalt zu leisten. Der Fokus einer Förderung muss demgemäß 

auf der unmittelbaren Programmerstellung und -verbreitung liegen, also all 

jene für die Informationsvermittlung - und damit für die Meinungsbildung - 

unmittelbar erforderlichen Teilleistungen. Im Einzelnen bedeutet dies, dass 

im Grundsatz Personalkosten im journalistisch-redaktionellen Bereich und 

im Bereich der technischen Abwicklung des Programmangebots förderfähig 

sein können. Ebenso ist eine Förderung von Technik, die unmittelbar der 

Programmproduktion und -distribution dient, möglich (anders als 

allgemeine Personal- und Sachkosten, also Betriebs- und 

Verwaltungskosten)." 

 

(3) Diese Steuermittel werden auf der Grundlage des vom Sächsischen 

Landtag beschlossenen Haushaltes zur Verfügung gestellt. 
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§ 2 

Rechtliche Grundlagen der Förderung 

 

(1) Gemäß § 28 Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 des Gesetzes über den privaten 

Rundfunk und neue Medien in Sachsen (Sächsisches Privatrundfunkgesetz - 

SächsPRG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Januar 2001 

(SächsGVBl. S. 69, 684), das zuletzt durch das Gesetz vom 

11. Dezember 2018 (SächsGVBl. S. 810) geändert worden ist, ist Aufgabe 

der Sächsischen Landesanstalt für privaten Rundfunk und neue Medien 

(SLM) die Förderung und der Ausbau der Rundfunkversorgung. Weiter 

zählt gemäß § 28 Absatz 1 Satz 2 Nr. 12 SächsPRG die Förderung der 

Vielfalt und Qualität bei der Produktion und Verbreitung von Programmen 

zu den Aufgaben der SLM. 

 

(2) Gemäß § 2 Absatz 1 SächsCorBG können aus dem Fonds die 

Beseitigung der Folgen und die Vorbeugung weiterer Schäden der im Jahre 

2020 ausgebrochenen COVID-19-Pandemie finanziert werden. Der 

Haushalts- und Finanzausschuss des Sächsischen Landtages hat am 

1. Juli 2020 gemäß § 6 Absatz 2 SächsCorBG Mittel für die Durchführung 

eines Programms für die privaten Hörfunk- und Fernsehsender im Freistaat 

Sachsen als Maßnahme zum Erhalt von Kultureinrichtungen (§ 2 Absatz 1 

S. 2 Nr. 6 SächsCorBG) bereitgestellt, da Privatrundfunk-Unternehmen 

auch einen Kulturauftrag wahrnehmen.  

 

(3) Die Durchführung des Förderprogramms erfolgt nach Maßgabe 

 

a) des Antrags der Sächsischen Staatskanzlei auf Einwilligung gemäß § 6 

Absatz 2 SächsCorBG zur Absicherung der privaten Rundfunksender im 

Freistaat Sachsen in der Fassung des Beschlusses durch den Haushalts- und 

Finanzausschuss des Sächsischen Landtages vom 1. Juli 2020, 

 

b) des Sächsischen Coronabewältigungsfondsgesetzes, 

 

c) des Sächsischen Privatrundfunkgesetzes, 

 

d) der §§ 23 und 44 der Haushaltsordnung des Freistaates Sachsen 

(Sächsische Haushaltsordnung - SäHO) und der dazu ergangenen 

Verwaltungsvorschriften des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen 

(SMF), 

 

e) des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des 

Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG), 

 

f) der Bestimmungen der zuwendungsrechtlichen Vereinbarung zwischen 

dem Freistaat Sachsen und der SLM über eine Zuwendung zur Absicherung 

der privaten Rundfunksender im Freistaat Sachsen sowie zur Abwicklung 

eines Programms zur Absicherung der privaten Rundfunksender im 

Freistaat. 
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(4) Die Allgemeinen Nebenbestimmungen des Freistaates Sachsen für 

Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) sind zum Bestandteil der 

Zuwendungsbescheide an die Zuwendungsletztempfänger zu machen. 

 

(5) Die Verwendung von Rundfunkbeitragsmitteln ist ausgeschlossen. 

 

(6) Ein Rechtsanspruch eines Antragstellers auf Gewährung einer 

Zuwendung besteht weder aufgrund dieser Förderrichtlinie, noch allein 

aufgrund der Bereitstellung von Fördermitteln durch den Haushalts- und 

Finanzausschuss des Sächsischen Landtages. Durch die Beschlussfassung 

des Medienrates zu Einzelmaßnahmen der Förderung erfolgt keine 

Selbstbindung der SLM gegenüber den bisherigen oder zukünftigen 

Antragstellern. 

 

§ 3 

Personeller Anwendungsbereich - Veranstalter 

 

Antragsberechtigt sind alle privaten Rundfunkveranstalter, die über eine 

Zulassung der SLM gemäß § 11 SächsPRG verfügen. 

 

§ 4 

Sachlicher Anwendungsbereich 

 

(1) Die SLM kann solche Rundfunkprogramme fördern, die redaktionell 

gestaltet und inhaltlich auf den Freistaat Sachsen oder einen Teil davon 

ausgerichtet sind. In den Programmen müssen aktuelle Informationen und 

Nachrichten verbreitet werden. Für die Erstellung des Programms muss ein 

Redaktionssitz im Gebiet des Freistaates Sachsen bestehen. 

 

(2) Im Förderantrag ist die Erfüllung der in Absatz 1 genannten 

Voraussetzungen im Detail darzulegen und auf Anforderung glaubhaft zu 

machen. 

 

§ 5 

Förderfähige Kosten 

 

(1) Förderfähig sind Personalkosten im journalistisch-redaktionellen 

Bereich und im Bereich der technischen Abwicklung des 

Programmangebots. Ebenso ist eine Förderung von Technik, die unmittelbar 

der Programmproduktion und -distribution dient, möglich. Ausgeschlossen 

ist die Förderung der allgemeinen Personal- und Sachkosten (Betriebs- und 

Verwaltungskosten). Nicht zuwendungsfähig sind weiterhin Ausgaben für 

Mitgliederversammlungen, Verbandstagungen, Feierlichkeiten, 

Jubiläumszuwendungen an Mitglieder und Mitarbeiter sowie das Bestreiten 

von Repräsentationsausgaben. Die Umsatzsteuer, die der 

Zuwendungsempfänger nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) als 

Vorsteuer abziehen kann, ist nicht zuwendungsfähig. 
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(2) Ansprüche auf Entschädigungsleistungen nach dem 

lnfektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018) geändert 

worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, sowie 

Versicherungsleistungen für Betriebsunterbrechung und Betriebsausfall und 

gegebenenfalls weitere Hilfen sind vorrangig in Anspruch zu nehmen. 

Billigkeitsleistungen oder Zuschüsse aus Förderprogrammen der 

Kommunen, des Landes, des Bundes oder der Europäischen Union mit 

ähnlicher Zielrichtung, auch soweit diese während der Laufzeit dieses 

Programms noch in Kraft treten, sind vorrangig in Anspruch zu nehmen. 

Die gleichzeitige Inanspruchnahme mehrerer Zuschussprogramme des 

Freistaates Sachsen mit ähnlicher Zielrichtung ist ausgeschlossen. 

 

(3) Die Gewährung der Förderung darf nicht zu einer Überkompensation 

des pandemiebedingten bilanziellen Verlusts führen. Für den beantragten 

Zeitraum der Förderung hat der Rundfunkveranstalter deshalb einen 

pandemiebedingten bilanziellen Verlust glaubhaft zu machen. 

Zuwendungsempfänger, die keine Bilanz im handelsrechtlichen Sinne 

erstellen, haben den bilanziellen Verlust durch eine 

Einnahmenüberschussrechnung nachzuweisen. 

 

(4) Rundfunkveranstalter, die den erlittenen Schaden schuldhaft verursacht 

haben und/oder ihre Tätigkeiten nicht mit der gebotenen Sorgfalt oder in 

Übereinstimmung mit den geltenden Rechtsvorschriften durchgeführt 

haben, sind von einer Förderung im Umfang ihrer Verantwortlichkeit 

ausgeschlossen. Gleiches gilt für Veranstalter, die keine Maßnahmen 

ergriffen haben, um den durch COVID-19 verursachten Schaden zu 

mindern. 

 

(5) Ausweislich des Beschlusses durch den Haushalts- und Finanzausschuss 

des Sächsischen Landtages vom 1. Juli 2020 sind fünf Prozent der aus dem 

Coronabewältigungsfonds der SLM zur Verfügung gestellten Mittel für die 

nichtkommerziellen Lokalradios vorgesehen. Veranstalter dieser 

Programme können ergänzend zu den Vorgaben in Absatz 1 Kosten geltend 

machen, die aufgrund von Maßnahmen entstanden sind, welche wegen des 

Infektionsschutzes aufgrund der COVID-19-Pandemie getroffenen wurden. 

Dabei kann es sich um unabweisbare Einnahmeverluste (im Vergleich zum 

entsprechenden Vorjahreszeitraum) oder zusätzliche Ausgaben handeln. 

 

(6) Sofern die bis zum Ende der Antragsfrist insgesamt angemeldeten 

förderfähigen Kosten aller Antragsteller die jeweils für kommerzielle und 

nichtkommerzielle Rundfunkveranstalter zur Verfügung stehenden Mittel 

übersteigen, erfolgt eine verhältnismäßige Reduzierung der Fördersumme, 

wobei sich die Quote aus dem Verhältnis der jeweils zur Verfügung 

stehenden Fördersumme zur Summe der beantragten förderfähigen Kosten 

ergibt.  
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(7) Die Förderung erfolgt grundsätzlich im Wege der Fehlbetragsförderung. 

 

(8) Die Förderung nach dieser Richtlinie wird ausschließlich als 

Kleinbeihilfe nach der Geänderten Regelung zur vorübergehenden 

Gewährung geringfügiger Beihilfen im Geltungsbereich der Bundesrepublik 

Deutschland im Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19 

("Geänderte Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020") ausgereicht. Die 

Maßgaben und Voraussetzungen dieser Bundesregelung finden Anwendung. 

Insbesondere die Kumulierungsvorschriften der Regelung sind zu beachten. 

Vor Gewährung der Förderung hat das betreffende Unternehmen der SLM 

schriftlich in Papierform, in elektronischer Form oder in Textform jede 

Kleinbeihilfe nach der "Geänderten Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020" 

anzugeben, die es bislang erhalten hat, sodass sichergestellt ist, dass der 

Höchstbetrag von 800.000 Euro nicht überschritten wird.  

 

(9) Weitere Einzelheiten werden im jeweiligen Bescheid zur Bewilligung 

der Förderung geregelt. 

 

§ 6 

Förderzeitraum 

 

Das Förderprogramm beginnt am 1. Juli 2020 und endet am 

31. Dezember 2020. Im Wege des vorzeitigen Maßnahmenbeginns können 

Kosten, die ab dem 19. März 2020 entstanden sind, geltend gemacht 

werden. 

 

§ 7 

Bewilligungsverfahren 

 

(1) Die Anträge auf Förderung sind bis zum 30. September 2020 

einzureichen. Die Frist ist eine Ausschlussfrist. 

 

(2) Der Antrag auf Förderung muss insbesondere enthalten: 

- Angaben zum Programm nach § 4 Absatz 2 

- Darstellung der zur Förderung beantragten Kosten in Bezug auf die 

Voraussetzungen nach § 5 

- Erklärungen zu bereits erhaltenen Fördermitteln gemäß § 5 Absatz 2 

- die zur Glaubhaftmachung eines pandemiebedingten bilanziellen 

Verlusts nach § 5 Absatz 3 erforderlichen Unterlagen 

- die Erklärung nach § 5 Absatz 7. 

 

(3) Die Bewilligung einer Förderung erfolgt durch Verwaltungsakt nach 

einer gesonderten Beschlussfassung durch den Medienrat der SLM. 

 

(4) Die Auszahlung erfolgt nach Vorlage von Abrechnungen, aus denen sich 

alle förderrelevanten Angaben ergeben, und auf Zahlungsnachweis. Die 

Auszahlung stellt keine Bestätigung der Förderfähigkeit der abgerechneten 

Kosten dar. 
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(5) Die für eine Überprüfung der Förderkriterien erforderlichen Unterlagen 

sind von der SLM und den Veranstaltern zehn Jahre vorzuhalten. 

 

§ 8 

Nachprüfungsverfahren 

 

(1) Bis zum 30. September 2021 hat jeder Förderempfänger für das Jahr 

2020 einen von einem Wirtschaftsprüfer, Steuerberater oder vereidigten 

Buchprüfer bestätigten Jahresabschluss für das Jahr 2020 vorzulegen. 

 

(2) Auf dieser Grundlage ermittelt die SLM die endgültigen Fördersummen. 

Soweit danach geringere berücksichtigungsfähige bilanzielle Verluste 

ermittelt werden, sind die entsprechend zu viel ausgezahlten Fördermittel 

auf Anforderung der SLM innerhalb eines Monats zurückzuzahlen. Eine 

Nachzahlung bei höherem bilanziellem Verlust ist ausgeschlossen. Die 

Einrede der Entreicherung ist ausgeschlossen. 

 

§ 9 

Rückforderung von Fördermitteln 

 

Für Rücknahme oder Widerruf des Zuwendungsbescheides gelten die §§ 48, 

49, 49a des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der jeweils geltenden 

Fassung. Der Förderbetrag ist zu erstatten, soweit der Zuwendungsbescheid 

mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen 

wurde. Der Erstattungsbetrag ist nach Maßgabe des § 49a des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes zu verzinsen. Die Einrede der Entreicherung 

ist ausgeschlossen. 

 

 

Leipzig, den 14. September 2020 

 

 

 

Sächsische Landesanstalt 

für privaten Rundfunk  

und neue Medien 

Prof. Dr. Heinker 

Präsident des Medienrates 


